Protokoll Workshop Bewusstseinsbildung (Art. 8)
Nationaler Infotag 30.11.2009, Parlament

Marianne Schulze und Ursula Naue

Nach der Vorstellung der Workshop-Moderatorinnen fand eine Vorstellungsrunde der TeilnehmerInnen am Workshop statt (unter anderem: Welches Interesse am Workshop-Thema, welche Ideen zum Thema, etc.). 

Aus der Diskussionsrunde ergab sich spontan eine Diskussion des Themas – Wie kommen wir dorthin (dass also das Bewusstsein gebildet wird, dass es zu Veränderungen der Vorstellungen in Bezug auf Behinderung und behinderte Menschen kommt)? 

Es ging dabei unter anderem um die Umsetzung von Nicht-Diskriminierung, Einbeziehung in Planung, um Nachhaltigkeit, und vor allem um Inklusion anstelle von Integration (Lobbying für „andere Bilder im Kopf“: Von „Förderung“ zu Selbstbestimmung). 

Im Zuge der Diskussion wurde deutlich: Bewusstseinsbildung steht mit allen anderen Aspekten der UN-Konvention in Beziehung (zB Barrierefreiheit, Selbstbestimmt Leben). Das führte dazu, dass das Thema Bewusstseinsbildung an sehr vielen Einzelbeispielen diskutiert wurde, die vor allem dem Bereich von tatsächlichen Barrieren zuzuordnen sind. Jedoch geht es beim Thema Bewusstseinsbildung in erster Linie um soziale Barrieren, die abgebaut werden müssen (Vorurteile, Stereotypen etc.). 

Bewusstseinsbildung muss dabei zweifach verstanden werden: a) zur UN-Konvention (die Inhalte der Konvention müssen verbreitet werden, vor allem dort, wo Entscheidungen getroffen werden), b) zur allgemeinen Lage behinderter Menschen. PolitikerInnen und die Gesellschaft allgemein müssen ihre Vorstellungen zum Thema Behinderung überdenken und ändern. 

Es wurde das Verhältnis zwischen Bewusstseinsbildung und dem Selbstverständnis behinderter Menschen diskutiert. Dabei darf der öffentliche Diskurs um Bewusstseinsbildung nicht bei „Sensibilisierung“ stehen bleiben. 

Weiters wurde das Verhältnis zwischen Bewusstseinsbildung und Gesetzen diskutiert: „Henne-Ei-Problematik“ – Was muss zuerst vorhanden sein? Bilden Gesetze das Bewusstsein oder muss davor bereits Bewusstsein gebildet sein? Oder muss beides gleichzeitig angegangen werden? 

Angesprochen wurde auch die Problematik unterschiedlicher Behindertengesetzgebung in den einzelnen Bundesländern. Das führt zu Verwirrung und teils zu Widersprüchen der Inhalte. 

Die Rolle der Medien bei der Bewusstseinsbildung wurde ebenso diskutiert, wie die Wichtigkeit veränderter Ausbildung und Bildung – im Sinne der Inklusion. Das würde dann aus sich heraus einen Bewusstseinswandel bewirken. 

Fazit: Behinderte Menschen müssen „sichtbar“ werden, politisch und gesamtgesellschaftlich. Dazu bedarf es der Bewusstseinsbildung, aber auch zugleich und parallel dazu der Barrierefreiheit, der Ermöglichung eines selbstbestimmten Lebens etc. 

Forderungen zur Bewusstseinsbildung:

· Gemeinsame Erziehung und Bildung! („Inklusion überall“ [mit dem Recht auf persönliche Assistenz] als Kontext)
· (Aus)-Bildungssystem verändern! (Vom Kindergarten bis zur Universität, bis zur Arbeitssituation)
· Bezahlte Kampagne der Regierung in den Medien, um Bewusstsein zu bilden! (Vorurteile in den Medien aufbrechen) („Licht ins Dunkel – Bürde“)

· Design for all/Universal Design (Barrierefreiheit), zB: Architektur, öffentliche Verkehrsmittel
· Bewusstseinsbildung muss Chefsache sein!

· Diskriminierende Regelungen und Praktiken abschaffen! (zB: Ausgleichstaxe)

· Diskriminierende Gesetze durchforsten!

· „Lange Nacht der Barrierefreiheit“

